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lm Namen des Volkes

Urteil

ln dem Rechtsstreit

der s

Klägerin,

Prozessbevollm.: Rechtsanwalt Friedrích Mohr, Bauerngasse 7, 3. oG, ss11ô Mainz,

gegen

die

Beklagte,

hat die 4 Kammer des sozialgerichts Fulda auf die mündliche Verhandlung vom
4' Dezember 2o1B durch den Direktor des sozialgerichts Dr. schütz sowíe die ehrenamt-
lichen Richterinnen lrene wehner und Heike Kremer für Recht erkannt:
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Þie Eeklagte wird verurteilt, an die Klägerln g.660,0g ËUR
nebst xi¡¡sen in Höhe von füinf prozentþunkten unei oem
ffiasiszinssatz seit dem 2. Måirz 2012 zu zahlen.

Die tseklagte trägt die Kosten des Verfahrens.
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Tatbestand

Die Beteiligten streiten über die Vergütung einer stationären Krankenhausbehandlung

Die Rechtsvorgängerin der Klägerin (im Folgenden nur: Klägerin) behandelte in dem von

ihr betriebenen . , I den bei der Beklagten krankenversi-

cheden (im Folgenden nur: Versicherler) in der Zeit vom 17. bis 26. Januar

2012 im Rahmen eines stationären Aufenthalts wegen eines Bauchaortenaneurysmas.

Mit Datum vom 31. Januar 2012 stellte sie der Beklagten für diese Behandlung auf der

Basis der DRG F08D einen Gesamtbetrag von 8.660,08 EUR in Rechnung. Die Beklagte

glich den Rechnungsbetrag nicht aus. Dies beruhte auf der Auffassung der Beklagten,

dass nach den Feststellungen des MDK in mehreren Strukturgutachten im Haus der Klä-

gerin die Voraussetzungen fur die Versorgung eines Bauchaortenaneurysmas gemäß der

im Behandlungszeitraum geltenden Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses

(G-BA) zur Behandlung des Bauchaortenaneurysmas (im Folgenden nur: QBAA-RL)

nicht erfüllt habe. Daher sei sie nicht nur Abrechnung der entsprechenden Behandlung

bei dem Versicheñen berechtigt gewesen. ln den Gutachten hatte der MDK verschiedene

aus seiner Sicht nicht erfüllte Qualitätsanforderungen der QBAA-RL benannt. Zentral

wurde dabei als nicht richtlinienkonform bemängelt, dass das für den Einsatz des Opera-

tionssaals er-forderliche äztliche und nichtärztliche Personal nicht rund um die Uhr als

Dienstbereitschaft im Klinikgebäude anwesend sei, sondern sich zumindest teilweise

nachts nur in Rufbereitschaft zu Hause aufhalte und im Bedarfsfalle in das Krankenhaus

fahre.

Mit Klageschrift vom 27. April2012, die am 2. Mai 2012 bei dem SG Fulda eingegangen

ist, hat die Klägerin Klage erhoben und verfolgt ihr Vergütungsbegehren weiter. Zur Be-

gründung führ1 sie aus, dass die Beklagte schon deshalb mit ihren Einwendungen ausge-

schlossen sei, weil sie das Prüfvedahren gem. S 275 Abs. '1 SGB V durch den MDK im

vorliegende Einzelfall nicht eingeleitet habe. Zudem habe sie die abgerechneten thera-

peuiischen Leistungen lege artis und qualitativ hochwertig erbracht.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 8.660,08 EUR nebst Zinsen in Höhe

von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 2. März

2012 zu zahlen,
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Die Beklagte beantragt,

dje Klage abzuweisen

Zur Begründung fúhrt sie aus, dass der MDK in mehreren Gutachten festgestellt habe,

die die Klägerin in ihrem Krankenhaus die personellen, organisatorischen und apparati-

ven Strukturen gem. $$ 4 und 5 der QBAA-RL;jedenfalls bis zum Jahr 2014 nicht erfüllt

habe. Da es sich um strukiurelle Màngel gehandelt habe, sei bine Einzelfallprufung gem.

S 275 Abs. '1 SGB V nicht edorderlich gewesen. lnsofern hätten verschieden Defizite sei-

tens des klägerischen Krankenhauses bestanden im Hinblick auf die eualitätsanforde-
rungen der QBAA-RL, die einen Vergütungsanspruch insgesamt ausschließen. Dies gelte

vor allem im Hinblick auf die Rufbereitschaft des OP-Personals, die angesichts der not-

wendig schnellen zeitlichen Reaktionsnotwendigkeit im Falle eines Bauchaortenaneu-

rysmas keinesfalls ausreichend sei.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen wiiO auf die eingereichten Schrifts-

ätze nebst Anlagen sowie das Sitzungsprotokoll vom 4. Dezember 2018 venruiesen.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist begründet; die Klägerin hat Anspruch auf die geltend gemachte

Vergütung.

1. Rechtsgrundlage des geltend gemachten Vergütungsanspruchs der Klägerin ist g 109

Abs' 4 S.3 SGB V i. V. m S 7 S. 1 Nr. 1 KHEntgG sowie derVertrag über die Bedingun-
gen der Krankenhausbehandlung nach S 1 12 Abs. 2 Nr, 1 SGB V für das Land Hessen.

Nach Rechtsprechung des BSG in früheren Jahren entsteht die Zahlungsverpflichtung

der Krankenkasse unabhängig von einer Kostenzusage unmittelbar mit der lnanspruch-

nahme einer Leistung durch,den Versicherten (BSGË 86, 166, 168 = SozR 3-2s00 g 112
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Nr. 1, BSGE 90, 1,2 = SozR 3.2500 $ 1'12 Nr.3). Der Behandlungspflicht derzugelasse-

nen Krankenhäuser i. S. des $ 109 Abs. 4 S. 2 SGB V steht ein Vergütungsanspruch ge-

genüber, der nach Maßgabe des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, des KHEntgG und

der Bundespflegesatzverordnung in der zwischen den Krankenkassen und dem Kran-

kenhaustråger abzuschließenden Pflegesatzvereinbarung festgelegt wird. Die Höhe der

einem Krankenhaus zustehenden Vergütung wird durch die abzurechnende DRG (Fall-

pauschale) bestimmt, die wiederum von den zu kodierenden Diagnosen abhängig ist (zu

den Einzelheiten s. BSG, sozR 4-2500 g 109 Nr. 11, sowie Urteil v. 2s.11.2010 - B 3 KR

4/'10 R - juris Rn. 13).

Dabei kann ein leistungserbringender Krankenhausträger allerdings die Vergütung einer

stationären Behandlung gemäß S 39 SGB V nur dann verlangen, wenn und solange der

stationäre Aufenthalt, aus rein medizinischer Perspektive beurleilt, als erforderlich ange-

sehen werden kann. Ein Einschätzungsspielraum des behandelnden Krankenhausarztes

bestehtdabei nicht (BSG, Beschl. vom 25. september 2oor -GS 1/06-, BSGE99, 111

ff.). Gleichzeitig ist nach ständiger Rechtsprechung des BSG eine Krankenhausbehand-

lung als solche nur dann im Rechtssinne erforderlich, wenn sie den hieran zu stellenden

Qualitätsanforderungen genügt. lnsoweit hat das BSG im Urteil vom 1g. April 2016 (B 1

KR 28/15 R -, juris Rn. 13 f,) ausgeführt:

>Eine nach zwingenden normativen Vorgaben ungeeignete Versorgung ver-
sicherter ist nicht im Rechtssinne ,,erforderlich" mit der Folge, dass das Kran-

kenhaus hierfür keine Vergütung beanspruchen kann. Versichefte haben auf-
grund des Qualitätsgebots ($ 2 Abs 1 S 3 SGB V) und des Wirtschaftlich-

keitsgebots ($ 12 Abs 1 SGB V) keinen Anspruch auf ungeeignete Leistun-

gen, insbesondere auf Krankenbehandlung ($ 27 Abs '1 SGB V) einschließlich

Krankenhausbehandlung. Krankenhäuser sind dementsprechend -'außer in

Notfällen - auch innerhalb ihres Versorgungsauftrags weder befugt, ungeeig-

net zu behandeln noch berechtigt, eine Vergütung hierfür: zu fordern. (...) Das

Wirtschaftlichkeitsgebot gilt nach dieser Gesetzeskonzeption uneingeschränkt

auch im Leistungserbringungsrecht (...). Das SGB V macht keine Ausnahrne

hiervon fur Krankenhausbehandlung (vglzum Ganzen auch BSGE 1'16, 13g =

SozR 4-2500 S 12 Nr 4, RdNr 1B ft).

c) Die Vorschriften der QBAA-RL regeln als außenwirksame Normen (vgl g g1

Abs 6 SGB V) im Range untergesetzlichen Rechts in Gestalt von Richtlinien

nach $ 92 Abs 1 S 2 Nr 13 SGB V in diesem Sinne zwingende Qualitätsvor-

gaben, Nach $ 3 Abs 1 QBAA-RL daf nämlich die elektive stationäre Versor-

gung von Patienten mit offen chirurgisch oder endovaskulär behandlungsbe-
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dürftigem Bauchaorlenaneurysma nur in Einrichtungen erfolgen, die die in

den $$ 4 und 5 QBAA-RL festgelegten Anforderungen er-fullen. S 4 Abs 2 bis

4 QBAA-RL regelt personelle und fachliche Anforderungen, S 5 Abs 1 OBAA-

RL Anforderungen an Organisation und lnfrastruktur. Die Regelungen des $ 3

Abs 1 iVm $ 4 Abs 2 bis 4 und $ 5 Abs 1 QBAA-RL sitrd wirksam. Der G-BA

entschied aufgrund einer wirksamen Ermächtigungsgrundlage (S 92 Abs 1 S

2 Nr 13 SGB V iVm S 137 SGB V) formal korrekt. Er machte rechtmäßig die

elektive stationäre Versorgung von Patienten mit offen chirurgisch oder en-

dovaskulår behandlungsbediìrftigem Bauchaortenaneurysma davon abhän-

gig, dass sie in Einrichtungen erfolgt, die die in den $$ 4 und 5 QBM-RL

festgelegten Anforderungen erfullen. Er war nicht darauf beschränkt, VerstÖ-

ße gegen Mindestanforderungen an die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqua-

lität auf Vergütungsabschläge zu beschränken. lnsbesondere konnte er die

Befugnis des Krankenhauses zur Erbringung der Leistuóg auch von der Ein-

haltung dieser Anforderungen abhängig machen. Dies steht im Einklang mit

der Regelungssystematik und entspricht in besonderer Weise dem Rege-

lungszweck (zur Wirksamkeit der QBAA-RL ausfuhrlich BSGE 116, 153 =

SozR 4-2500 S 137 Nr 4, RdNr 13 ff; zur demokratischen Legitimation des

GBAzum Erlass von Richtlinien: BSG Urteil vom 15.12.2015 - B I KR 30/15

R - vorgesehen für BSGE und SozR; zur Verfassungsmäßigkeit der Regelung

des $ 137 Abs 1 SGB Vvgl im Übrigen unten, unter ll 2.e)."

Daraus lässt sich zunächst die zentrale rechtliche Prämisse ableiten, dass der Vergu-

tungsanspruch der Klägerin tatsächlich davon abhängt, ob sie die Vorgaben der QBBA-

RL im Behandlungszeitpunkt eingehalten hat (so im Ergebnis auch schon BSGE 116,

153 ff., wozu sich allerdings äußerst beachtlich Gegenargumente in der vorausgehenden

Berufungsentscheidung des HessLSG [Urt. v 15. April 2013- L 1 KR 383112 -, juris]fin-

den). War dies nicht der Fall, kommt es demnach nicht darauf an, ob die Klägerin die

Behandlung des Versicherten gleichwohl medizinisch lege añis durchgeführt und das

Leben des Versicherten gerettet hat.

2. Die Beklagte war nicht gehalten, das Prufverfahren beim MDK gem. S 275 Abs. 1

SGB V als Einzelfallprufung einzuleiten, so dass sie auch nicht wegen Versäumung der

Sechs-Wochen-Frist des $ 275 Abs. 1c S. 2 SGB V mit ihren Einwendungen ausge-

schlossen ist. Sie konnte aufgrund des Gutachtens, vor der hier streitgegenständlichen

Behandlung zuletzl vom 23. November 201 1, davon ausgehen, dass die Qualitätsanfor-

6



-6-

derungen der QBAA-RL im Behandlungszeitpunkt generaliter nicht erfüllt waren, so dass

es auf den Einzelfall der Behandlung des Versicherten nicht ankam.

3. Entgegen der Auffassung der Beklagten sowie des MDK waren jedoch die Anforde-

rungen der QBAA-RL im Januar 2012 im Krankenhaus der Klägerin erftlllt.

a) lm Hinbiick auf die Anforderungen zur Dienstbereitschaft des Operationssaals hatte

die QBAA-RL in ìhrem $ 5 folgenden Wortlaut gem. der ab 1. Januar 2012 anzuwenden-

den Fassung der Richtlinie, die zuvor zuletzt am 24. November 2011 geändert worden

war (BAnz. 2011, S. 4509):

,,$ 5 Anforderungen an Organisatíon und lnfrastruktur

(1) Die prâoperative Diagnostik des Bauchaoñenaneurysmas gemäß g 7 Abs. 7

Satz 2 wird durch ein interdisziplinäres Team unfer besonderer Berücksichtigung

der Gefäßchirurgie, Radiologie, lnneren lvledizin (Kardiologie, Pulmonologie, Gasf-

roenterologie) und Labormedizin sichergestellt.

(2) Die nachfolgenden Einrichtungen müssen jedeneit für die Versorgung dienstbe-

reit sein:

dem technischen Fortschritt und dem jeweiligen Behandlungsverfahren ent-

sprechender Operationssaal mit anästhesiologischem Equipment und der Mög-

lich keit des inv a siven Kreisl aufmonitorings sowie Mög I ich ke iten de r intraope rati-

ven bildgebenden Diagnostik, insbesondere Angiographie,

lntensivstation in räumlicher Nähe zum Operationssaal mit der Möglichkeit der

Beh andlung von (Multi-) Organversagen,

dem technischen Foftschritt entsprechende bildgebende Ve¡fahren über 24

Stunden mit der Möglichkeit zu Untersuchungen unter Narkose/Sedierung,

invasive Kardiologie, ggf. in Kooperation,

N ie re n e rs atzt h e ra p i e,

Labormedizin bzw. klinisch-chemisches Labor, Sicherstellung der Transfusi-

onsmedizin.

(3) Operationssaal und lntensivstation sind in der Einrichtung gemäß g 1 Abs. 2

vonuhalten. Die weiteren Anforderungen unter Abs. 2 können auch durch Koopera-

tionen mit für die Versorgung von GKV-Patientinnen und -Patienten zugelassenen

lnstitutionen oder Verfragsärzten nachgewiesen werden, sofern die in Abs. 2 defi-

nierfen Anforderungen an die Verlügbarkeit und Erreichbarkeit effüllt werden. Für
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iede kooperierende Einrichtung ist eine Ansprechpa¡tnerin oder etn Ansprechpart-

ner zu benennen.

ft) Dfe Einrichtung soll die Möglichkeit zur Weiterbildung für die Fachäntin unct den

Facharzt für Gefäßchirurgie bzw. im Schwerpunkt für Gefäßchirurgie (gemäß atter

Weiterbildungsordnung, Úbergangsregetung) eìnschtießtich endovaskutärer Ver-f ah-

ren zugänglich machen. Die Foftbildungsverpflichtung für Fachärztinnen und Fach-

äzte im Krankenhaus bleibt davon unberührl."

aa) Diese Anforderungen betreffen, auch wenn sie (etwa im Vergleich zu g 4 QBM-RL,

in dem ,,Personelle und fachliche Anforderungen" niedergelegt sind) nicht nur sächliche

Einrichtungen des Operationssaals, sondern auch dessen Personal. Ein Operationssaal

kann ohne ärztliches oder nichtärztliches Personal nicht betrieben werden.

Dies wird auch durch die nachfolgende Anderung der QBM-RL deutlich, die am 22, No-

vember 2012 in Kraft getreten ist (BAnz AT 21.11.2012 81). lnfolge der Anderung werden

in $ 5 der QBAA-RL nun unterschiedliche Regelungen in Bezug auf verschiedene Be-

rufsgruppen im Operationssaal getroffen. ln den ,,Tragende Gründen zum Beschluss des

Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Anderung der Qr:lalitätssicherungs-

Richtlinie zum Bauchaortenaneurysma; Konkretisierung der strukturellen Anforderungen"

vom 16. August 2012 führt der G-BA auf Seite 5 insoweit aus:

,,Alle Einrichtungen, die ohne jeden Zeitverzug einsatzbereit sein müssen, werden

nun auch so eingeordnet. Bei Leistungen, die aufgrund des unvermeidbaren zeitli-

chen Vorlaufs brs zur Notwendigkeit der Leistungserbringung nicht sofotl erbracht

werden müssen, reicht dagegen ein Rufbereitschaftsdiensf aus. Klargestettt wircl al-

lerdings, dass das benötigte Personal (2.8. medizinischlechnische Röntgenassrs-

tentinnen und Röntgenassisfenfen) innerhalb der normieften Frist auch wirklich am

Gerät (2.8. Angiografie, Digitale Subtraktionsangiografie) anwesend sein muss; um

jeden unnötigen zeitlichen Venug zu vermeiden."

Mit den Formulierungen zur Dienstbereitschaft des Operationssaals sind daher auch

nach dem Willen des G-BA die personellen Voraussetzungen umfasst.

bb) Somit wird in $ 5 Abs. 2 S. 1 QBAA-RL verlangt, dass auch das OP-Fersonal insge-

samt ,,jederzeit für die Versorgung dienstbereit" ist. An der Erfüllung dieser Vorausset-

zungen bestehen keine durchgreifenden Zweifel, auch wenn im Haus Klägerin im hier

streitigen Behandlungszeitraum das OP-Personal jedenfalls teilweise ,,nur" in Rufbereit-

schaft von zu Hause aus zum Dienst ,,bereit" war. Jedenfalls kann der Klägerin ein sol-

ches Verständnis des Begriffs ,,dienstbereit' nicht vergutungsmindernd oder

gar -ausschließend entgegengehalten werden, Dies folgt aus dem jedenfalls zulässigen
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Verständnis des Wortsinns wie aueh aus der nachfolgenden, bereits in Bezug genomme-

nen Anderung der QBAA-RL vom 16. August 2012.

(1)Zum Dienst bereit ist eine Person im Wortsinne, wenn sie in der Lage ist, ihren Dienst

anzutreten, nicht also erst Vorbereitungen treffen muss, um sich zum Dienstantritt in die

Lage zu versetzen. Sie muss sich nicht bereits ,,im Dienst" befinden. Daher ist es jeden-

falls verlretbar, die Anwesenheit einer Person im Krankenhaus der Klägerin nicht als

zwingend für die Dienstbereitschaft als solche anzusehen, denn dann wàre die Bediens-

tete bereits im Krankenhaus im Dienst selbst. Dies ergibt sich auch aus dem geläufigen

Begriff der ,,Rufbereitschaft", die hier vorlag, Diese ,,Bereitschaft" besteht natürlich in Be-

zug auf den dann zu verrichtenden Dienst infolge des entsprechenden ,,Rufs". Hier wird

also ohne Weiteres der Begriff der Bereitschaft in einem weiteren Sinne verwendet,

Ein anderes Ergebnis für das vorliegenden Verfahren ergäbe sich auch dann nicht, wenn

der Beklagten zuzugeben wäre, dass der Begriff ,,dienstbereit" grundsätzlich auch in ih-

rem Sinne verstanden werden kann, nämlich dahingehend, dass das OP-Pqrsonal im

Krankenhaus anwesend seín muss und - bildlich gesprochen - nur noch in den Operati-

onssaal selbst gehen muss, um mit der Arbeit zu beginnen. Denn bei den Richtlinien des

G-BA handelt es sich um ,,außenwirksame Normen (vgl. $ 91 Abs. 6 SGB V) im Range

untergesetzlichen Rechts" (so BSG, Urt. v. 19. April 2016 - B I KR 28115 R -, juris

Rn. 14). Damit mussen die G-BA-Richtlinien auch dem Gebot der Normenklarheit genü-

gen.'Hiezu hat das BVerfG ausgeführt (WM 2007, S. 1360 [1362]):

,,Die Anforderungen an die Bestimmtheit und Klarheit der Norm dienen insbe-

sondere auch dazu, die Verwaltung zu binden und ihr Verhalten nach lnhalt,

Zweck und Ausmaß zu begrenzen (vgl. BVerfGE 56, 1, 12; 110,33, 54). Dies

setzt voraus, dass hinreichend klare Maßstäbe bereitgestellt werden. Die Enþ

' scheidung úber: die Grenzen der Freiheit des Bürgers darf nicht einseitig in

das Ermessen der Verwaltung gestellt sein (vgl. BVedGE 78,214,226 = WM

1989, 464), Dem Gesetz kommt im Hinblick auf den Handlungsspielraum der

Exekutive eine begrenzende Funktion zu, die rechtmäßiges Handeln des

Staates sichern und dadurch auch die Freiheit der Bürger schützen soll (vgl.

BVerfGE 113, 348, 376). Darüber hinaus sollen die Normenbestimmtheit und

die Normenklarheit die Gerichte in die Lage versetzen, die Verwaltung an-

hand rechtlicher Maßstäbe zu kontrollieren (vgl. BVerfGE 110, 33, 54 f'; 113,

348, 376 f.)."

Dazu gehört auch die Vorhersehbarkeit von Grundrechtseingriffen, lnsoweit hat das

BVerfG (2. Kammer des Zweiten Senats, Beschl. v. 3. September 2009 - 2 BvR 1826/09,

juris Rn. 20) forrnuliert: 
_ q _
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,,Zu den Anforderungen an Grundrechtsbeschränkungen in diesem Sinne

zählt namentlich das Bestimmtheitserfordernis, das in der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerìchts seit Iangem als wesentlicher rechtsstaatlicher

Bestandteil der Rechtssicherheit im Sinne einer Vorhersehbarkeit von (insbe-

sondere belastenden) Rechtsfolgen für den Grundrechtsträger anerkannt ist."

Daher mussten zum Schutz der Klägerin, die nach der Rechtsprechung des BSG im Falle

der. Nichter-füllung der Voraussetzungen der QBM-RL mit der Maximalsanktion des Ver-

gütungswegfalls belastet wird, die QBAA-RL-Normen so klar sein, dass die Klägerin si-

cherstellen konnte, diese Sanktion zu vermeiden. Ergeben sich infolge der Begriffswahl

des G-BA insoweit Abstriche an der Normenklarheit mit der Folge nur eingeschränkter

Voraussehbarkeit, muss dies, wenn man die QBAA.RL insoweit nicht gar für nichtig hal-

ten wollte, kompensieft werden. Dies muss dadurch geschehen, dass bei der Normaus-

legung zugunsten der Klägerin als Leistungsgrbringerin jedes jedenlalls mögliche Be-

griffsverständnis akzeptiert wird, auch wenn ein anderes (engeres) denkbar wäre. Selbst

wenn es also unter Heranziehung weiterer, etwa medizinischer, Wedungen naheliegen-

der gewesen wäre, den Begriff ,,dienstbereit" im Sinne einer permanenten Anwesenheit

des OP-Personals zu verstehen, kann der Klägerin angesichts des möglichen Woftsinns

jedenfalls dìeses engere Begriffsverständnis nicht anspruchshindernd oder -vernichtend

entgegengehalten werden. Sie durfte ihn daher durchaus im Sinne einer (bloßen) Rufbe-

reitschaft verstehen, eine solche praktizieren und erfüllte somit die Vorgaben gem. $ 5

Abs. 2 QBAA-RL.

(2) Auch der G-BA selbst hat durch die Anderungen mit Wirkung vom 22. November

2012 ein solches weites Begriffsverständnis dokumentieft. S 5 Abs, 2 QBAA-RL lautet

gem. Beschluss des G-BA vom 16. August 2012 wie folgt:

,,Die nachfotgenden Einrichtungen müssen jederzeit und sofort für die Versorgung

einsatzbereit sein:

dem technischen Fortschritt und dem jeweiligen Behandlungsverfahren ent'

sprechender Operationssaai mlf anästhesiologischem Equipment und der Mög-

¡chkeit des invasiven Kreislaufmonitorings sowie Möglichkeiten der prä- und int-

raoperativen bildgebenden Diagnostik,

/nfensiysfaf ion in räumlicher Nähe zum Operaúionssaal mÌt der Möglichkeit der

Behandlung von (Multi-) Arganversagen,

Labormedizin bzw. klinisch-chemisches Labor, Sicherstellung der fransfusr'-

onsmedizin.
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Weiterhin rn¿issen geeignete bildgebende Verfahren mit der Möglichkeit zu Unter-

suchungen unter Narkose/Sedierung auch im Operationssaal vorhanden seln. Das

hierfür notwendige Personal muss innerhalb von 30 Minuten am Gerät vertügbar

sein. Zudem rnússen binnen 24 Stunden die invasive Kardiologie und die Nierener-

satzth erapie e i n satzbe reit se in. "

Der Begriff ,,dienstbereit" wurde in Satz 1 somit nunmehr durch ,,einsatzbereit" ersetzt,

was zunächst sprachlich deutlich macht, dass insoweit Unterschiede bestehen. Zur je-

derzeitigen Ernsafzbereitschaft (im Operationssaal) sind andere Bedingungen zu erfüllen

als (nur) ,,dienstbereit" zu sein. Vor allem aber wird klar, dass der G-BA mit seiner frühe-

ren Woftwahl ,,dienstbereit" zumindest auch Formen der Rufbereitschaft umfasst sehen

wollte. Denn nunmehr differenziert er zwischen verschiedenen Berufsgruppen des OP-

Personals und unterscheidet solche Personen, die jederzeit ,,einsatzbereit" sein müssen

und solchen, die (in damit möglicher Rufbereitschaft) erst ,,innerhalb von 30 Minuten am

Gerät verfügbar sein" müssen (zur Anwendung bildgebender Verfahren). Beides hatte

der G-BA zuvor in der bis zum 21. November 2012 geltenden Fassung einheitlich unter

dem Begriff ,,jederzeit dienstbereit" gefasst. Damit bestätigt der G-BA, dass in dem hier

streitgegenständlichen Behandlungszeitpunkt mit diesem Begriff sowohl die sofortige

Einsatzbereitschaft durch Anwesenheit im Krankenhaus als auch die Rufbereitschaft von

zu Hause beschrieben worden ist. Wenn die Klägerin demnach die Rufbereitschaft als

,,dienstbereit" im Sinne von $ 5 QBAA-RL interpretiert hat, befand sie sich in Überein-

stimmung mit dem Begriffsverständnis, wie es zumindest auch seitens des G-BA zugrun-

de gelegt wurde.

Erst recht gilt dies, wenn man die ,,Tragende Gründen zum Beschluss des Gemeinsamen

Bundesausschusses über eine Anderung der Qualitätssicherungs-Richtlinie zum Bauch-

aortenaneurysma. Konkretisierung der strukturellen Anforderungen" vom 16. August

2012 heranzieht, in denen zu $ 5 Abs. 2 QBAA.RL ausgeführt wird (Hervorhebung nicht

im Original):

,,Zu den Anforderungen an die zeitliche Verfügbarkeit der notwendigen Ein-

richtungen ri $ 5 Abs. 2 Satz 1 QBAA-RL gab es mehrere Nachfragen, die ei-

ne Konkretisierung nahelegten. Die Diskusslon ¡n den zuständigen Gremien

ergab die Notwendigkeit einer differenzierteren Regelung, da die aufgezähl-

ten Einrichtungen aus fachlicher Sicht mit unterschiedlicher zeitlicher Dring-

lichkeit zur Verfügung stehen müssen.

Alle Ëinrichtungen, die ohne jeden Zeitvenug einsatzbereit sein miÍssen,

werden nun auch so eingeordnet. Bei Leistungen, die aufgrund des unver-

meidbaren zeitlichen Vorlaufs bis zur Notwendigkeit der Leistungserbringung
- 11 -
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nicht sofaft erbracht werden mússen, reicht dagegen ein Rufbereifschaffs-

clienst aus. Klargesteltt wird atterdings, dass das benotigte Personal (2.8. me-

dizinischlechnische Rönfgenassistentinnen und Röntgenassisfenfen) inner'

hatb der normieñen Frist auch wirklich am Gerät (2.8. Angiografie, Digitale

Subtraktionsangiografie) anwesend sern /nuss, um ieden unnötigen zeitlichen

Verzug zu vermeiden. Leistungen, die prinzipiell notwendig, aber nicht gleich-

ermaßen zeitkritisch sind, mússen späfesfens am nächsten Tag erbracht

werden können, da eine notfallmáßige Erbringung außerhalb der normalen

tägtichen Arbeitszeit beí Patientinnen und Patienten mit elektivem Bauchaor-

tenaneurysmaeingriff aus fachlicher Sichf nicht nlotwendig ist."

Hìeraus ergibt sich, dass der G-BA zuvor eine weniger differenzierte Regelung vorge-

nommen hat, sprich, Es gab nur eine allgemeine Vorgabe, die für die Klägerin jedenfalls

keinen konkreten Rückschluss auf die Frage zuließ, welche Berufsgruppen im Kranken-

haus anwesend und damit ,,einsatzbereit" sein mussten und welche ,,rìur" ¡n Rufbereit-

schaft ,,dienstbereit" zu sein brauchten. Diese (differenzierende) Bestimmung wurde erst

ab dem 22. November 2012 durch den Anderungsbeschluss vom 16. August 2O12vor-

genommen und die als sofort einsatznotwendig beschriebenen Einrichtungen (und damit

einschließlich des dazu erforderlichen Personals) erst ab dieser Anderung (,,nun") so

,,eingeordnet". Dies bedeutet im Umkehrschluss: Zuvor waren sie gerade noch nichl sei-

tens des G-BA,,so" eingeordnet.

Es kommt daher entgegen der Argumentation der Beklagten wie auch des MDK im Rah-

men des Rechtsstreits nicht darauf an, ob die medizinischen Erfordernisse zur Patienten-

sicherheit eine sofortige Ëinsatzbereitschaft im Anwendungsbereich der QBAA-RL er-

foderten; denn jedenfalls ergibt sich dies als Voraussetzung des Vergütungsanspruchs,

um den es hier geht, nicht aus der Richtlinie selbst. Die Sanktion des VergÜtungsverlusts

kann daher nicht zu Lasten der Klägerin angenommen werden.

(3) Fehlte es somit in der QBM-RL bis zum 22. November 2012 an einer entsprechen-

den Bestimmung, mit der der G-BA die Anwesenheit des Personals im Krankenhaus

selbst unter Ausschluss einer bloßen Rufbereitschaft angeordnet hat, genügte die Kläge-

rin insoweit den Anforderungen der Richtlinie, indem sie das OP-Personal als Rufbereit-

schaft vorhielt. Ein Vergütungsausschluss ist damit nicht eingetreten

b) Die Klägerin hat im strertgegenständlichen Zeitraum auch nicht gegen sonstige Vorga-

ben der OBAA-RL verstoßen. Dem hier streitgegenständlichen Behandlungszçitraum

voraus wurde zuletzt unter dem 23. November 2011 ern Gutachten des MDI( Hessen zu

den Voraussetzungen der QBAA-RL erstellt, das seinerseits wiederum auf frÜhere MDK-

Gutachten vom 23. November2010 und vom 28. Februar2011 Bezug nimmt. DiesbezÜg-
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lich fuhrt der MDK aus, dass nach Vorlage von Nachweisen zur ärztlichen Qualifikation

somit ,,Punkt 1. der Qualitätssicherungsrichtlinie des G-BA zum Bauchaodenaneurysma

nun er-füllt" sei.

Die Gutachter führen sodann unter erneuter Bezugnahme auf das Gutachten des MDK

vom 28. Februar 2011 lediglich noch aus (Hervorhebung im Original):

,,Bezugnehmend auf das MDK-Gutachten vom 28,02.2011 wurden von der

Klinik zu den Punkten 5. und 6. keine Angaben gemacht. Unseres Erachtens

entspricht die Rufbereitschaft des OP-Personals sowie der MTRA weiterhin

nicht der Anforderung der jederzeitigen Óienstbereitschaft. Die Klinik hatte

zwar in lhrem Schreiben vom 01 .01.2011 mitgeteilt, dass ein Anwesenheit

Bereitschaftsdienst fúr die MTRA vorgesehen sei, ein Nachweis diesbezüglich

liegt jedoch bislang nicht vor.

Unseres Erachtens erfüllt ein Rufbereitschafisdienst für das OP-Personal

nicht die Anforderungen der jederzeitigen Dienstbereitschaft entsprechend

der Qualitätssicherungsrichtlinie des G-BA.

Zusammenfassend erfúllt das weiterhin die Anforderungen

der Qualitätssicherungsrichtlinie zum Bauchaortenaneurysma."

Die damit angesprochenen Punkte 5 und 6 aus dem früheren Gutachten vom 28. Februar

2011 haben folgenden Wortlaut;

,,5. Der Operatiorrssaal muss jedezeit für die Versorgung dienstbereit sein.

Die jederzeitige Dienstbereitschaft konnte nicht nachgewiesen werden.

6. Die jederzeitige dienstbereite Versorgung mit bildgebenden Verfahren

konnte zum Zeitpunkt der Begehung nicht nachgewiesen werden."

,Weitere Einwendungen gegen die Erfüllung der Bedingungen aus der QBAA-RL enthält

das somit für den streitgegenständlichen Behandlungszeitraum aktuellste MDK-

Gutachten nicht. Soweit im vorherigen Gutachten vom 28. Februar 2011 noch weitere

Einwendungen unter den Nr. 2 bis 4 aufgelistet waren, wurde deren Er-füllung bereits in

diesem Gutachten bestätigt bzw. die entsprechende Umstrukturierung durch das klägeri-

sche Krankenhaus (prospektiven) bestätigt. Da diese Punkte im nachfolgenden Gutach-

ten vom 23. November 2011 nicht wieder aufgegriffen wurden, geht die Kammer davon

aus, dass eine entsprechende Erfüllung der QBAA-RL-Bedingungen erretcht war, Damit

beschränken sich die Einwendungen des MDK im Januar 2O12 auf die Frage der Zuläs-

sigkeit einer RufbereÍtschaft für das OP-Personal, die, wie dargelegt, jedoch den Anforde-

rungen der QBAA*RL genügte.
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4. Nach alledem kann die Klägerin zu Rechi eine Vergütung für die hier streitgegenstànd-

liche Behandlung des Versicheden verlangen, deren Höhe entsprechend der Vergtì*

tungsrechnung vom 31. Januar 2Ol2zwischen den Beteiligten nicht umstritten ist. Daher

hat die Klage insoweit vollumfänglich Erfolg.

5. Der Zinsanspruch folgt aus $ 10 Abs. 5 des Verlrages über die Bedingungen der Kran-

kenhausbehandlung nach $ 1 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB V für das Land Hessen.

6. Die Kostenentscheidung beruht auf S 154 Abs, 1 VwGO i.V'm. $ '197a SGG

Flec hts m itte I be leh ru n g

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.
Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urtells beim

Hessischen Lan dessozia I geri cht, Steu ben platz 1 4, 64293 Da rmstadt
(FAX-Nr. (0 61 51)80 43 50)

schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin/des:Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen.

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem

Sozialgericht Fulda, Am Hopfengarten 3, 36037 Fulda
(FAX-Nr. (0661 ) 924-2530),

schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin/des Ur-

kundsbeamten der Geschäftsstelle erngelegt wird

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments ge-

wahr1, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 
.

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

von der verantwoftenden Person signiert und auf einem sicheren Übermiit-
lungsweg gem $ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weiiere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur
qualifizie1en elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere

elektronische Behördenpostfach (Ëlektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ËRW) in
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der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Lånder
(www.justiz.de) können weitere lnformationen úber die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungs-
voraussetzungen und das Vedahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen wer-
den.

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerich-
te eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag ent-
halten und die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel an-
geben.

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialge-
richt zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulas-
sung der Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Ufteils bei dem

Sozialgericht Fulda, Am Hopfengarten 3, 36037 Fulda
(FAX-Nr. (0661 ) s24-2530l.,

schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem

Antrag beizufügen,

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so

beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem,

sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt

und die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt war.

Der Berufungsschrift- bzw. Antragsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Ab-
schriften fur die übrigen Beteiligten beigefügt werden. Dies gilt nicht bei der Übermittlung
elektronischer Dokumente,,

gez, Dr. Schütz
Direktor des Sozialge richts
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